Deutscher Bundestag 
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Drucksache 13/828 (neu) 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/382 - 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 
über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 


A. Problem 

Der Ministerrat hat am 31. Oktober 1994 den Text eines Beschlus- 
ses über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemein- 
schaften angenommen, der den Beschluß des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften vom 24. Juni 1988 ersetzen soll. 

Den Beschlüssen des Europäischen Rates vom 11. und 12. Dezem- 
ber 1992 in Edinburgh folgend, sollen durch diesen Beschluß des 
Rates vom 31. Oktober 1994 die Finanzausstattung der Gemein- 
schaften erweitert und die Lastenverteilung bei der Aufbringung 
der Eigenmittel der Gemeinschaft zwischen den Mitgliedstaaten 
verändert werden. Gleichzeitig soll die Korrektur zugunsten des 
Vereinigten Königreichs, wie sie bereits im Beschluß des Rates 
über die Eigenmittel der Gemeinschaften vom 24. Juni 1988 vor- 
gesehen war, fortgeführt werden. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentwurf wird der auf Artikel 201 des EG- Vertrages 
und der auf Artikel 173 des Euratom-Vertrages gestützte Beschluß 
des Rates vom 31. Oktober 1994 dem Deutschen Bundestag zur 
Annahme empfohlen. Nach Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 und Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedürfen der Beschluß vom 
31. Oktober 1994 sowie die zu diesem Beschluß zu Protokoll des 
Rates gegebene Erklärung der Zustimmung der für die Bundesge- 
setzgebung zuständigen Körperschaften, da sie sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung beziehen und Hoheitsrechte 
übertragen werden. 
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Dem Gesetzentwurf - Drucksache 13/382 - wurde zugestimmt 
und die Bundesregierung aufgefordert, die in dem noch einzu- 
bringenden gemeinsamen Entschließungsantrag - Drucksache 
13/... - formulierten Ziele zur Ausgestaltung der Finanzbe- 
ziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und der 
Bundesrepublik Deutschland bei den künftigen Verhandlungen 
zu berücksichtigen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Erweiterung der Finanzausstattung der Gemeinschaft sowie 
die Änderung im Finanzierungssystem mit daraus resultierenden 
Belastungsverschiebungen führen im Vergleich zur geltenden 
Rechtslage bis 1999 voraussichtlich zu folgenden zusätzlichen Ab- 
führungen von Eigenmitteln: 


MWSt/BSP -Abführungen 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

- in Mrd. DM - 

Geltende Rechtslage 

34,7 

37,4 

39,9 

42,7 

45,6 

neuer Eigenmittel-Beschluß . 

35,1 

38,0 

41,3 

44,8 

48,2 

Differenz 

* 0,4 

0,6 

1,4 

2,1 

2,6 


Bei den o. a. Angaben wurde unterstellt, daß die im Eigenmittel- 
beschluß jeweils vorgesehenen Höchstbeträge für die entspre- 
chenden Jahre einschließlich der Sicherheitsmarge voll ausge- 
schöpft werden; der tatsächliche Grad der Ausnutzung des neuen 
Eigenmittelplafonds wird jedoch von dem Volumen des jeweili- 
gen EG-Jahreshaushalts abhängen, das vom Ministerrat und vom 
Europäischen Parlament festgelegt wird. 


Die Gesamtabführungen an Eigenmitteln nach dem neuen Eigen- 
mittelbeschluß vom 31. Oktober 1994 durch die Bundesrepublik 
Deutschland werden sich voraussichtlich wie folgt entwickeln: 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

- in Mrd. DM - 

Zölle 1 ) 



Bl 


Bi 

Agrarabschöpfungen 1 ) 

0,9 


■w 


— 

MWSt- und BSP-Eigenmittel 

35,1 

38,0 

41,3 

44,8 

48,2 

Gesamtabführungen 

44,0 

47,2 

50,7 

54,4 

58,0 


J Davon werden 10 % als pauschale Abgeltung für Erhebungskosten einbehalten 
und als Einnahme im Bundeshaushalt verbucht. 


Den Ländern und Gemeinden entstehen keine Kosten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Rates vom 31. Oktober 1994 über das System der Eigenmittel der 
Europäischen Gemeinschaften - Drucksache 13/382 - zuzustim- 
men. 


Bonn, den 15. März 1995 


Der Haushaltsausschuß 

Helmut Wieczorek (Duisburg) Hans Georg Wagner Wilfried Seibel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Hans Georg Wagner und Wilfried Seibel 


i. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung - Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates vom 
31. Oktober 1994 über das System der Eigenmittel 
der Europäischen Gemeinschaften - Drucksache 
13/382 - wurde in der 21. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 16. Februar 1995 dem Haushalts- 
ausschuß federführend sowie dem Finanzausschuß 
und dem Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 
Zur Vorberatung des Gesetzentwurfs hat der Vorsit- 
zende des Haushaltsausschusses die Vorlage an den 
Unterausschuß zu Fragen der Europäischen Union 
weitergeleitet. 

In seiner 3. Sitzung am 10. März 1995 hat der Unter- 
ausschuß zu Fragen der Europäischen Union die Vor- 
lage beraten und einvernehmlich dem Haushaltsaus- 
schuß empfohlen, dem Gesetzentwurf unter Einbe- 
ziehung eines noch auszuformulierenden gemeinsa- 
men Entschließungsantrags aller Fraktionen zuzu- 
stimmen. 


II. Stellungnahmen 
der mitberatenden Ausschüsse 

Finanzausschuß 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 8. März 1995 beraten und einstimmig an- 
genommen. 

Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union hat dem Gesetzentwurf in seiner 
6. Sitzung am 8. März 1995 zugestimmt. 


HL 

Der Haushaltsausschuß hat, dem Ergebnis der Bera- 
tung seines Unterausschusses zu Fragen der Euro- 
päischen Union und den Empfehlungen des mitbera- 
tenden Finanzausschusses und des Ausschusses für 
die Angelegenheiten der Europäischen Union fol- 
gend, in seiner Sitzung am 15. März 1995 einver- 
nehmlich empfohlen, dem Gesetzentwurf unter Be- 
achtung des Inhalts des noch auszuformulierenden 
gemeinsamen Entschließungsantrags aller Fraktio- 
nen zuzustimmen. 

Der Unterausschuß zu Fragen der Europäischen Uni- 
on hat sich grundsätzlich der Haltung der ( Bundesre- 
gierung angeschlossen, wonach mit dem neuen EG- 
Eigenmittelbeschluß ein akzeptabler Kompromiß 
zwischen der notwendigen Weiterentwicklung der 
Europäischen Union und der schwierigen Finanzsi- 
tuation der Mitgliedstaaten gefunden worden sei. 
Der Unterausschuß wies jedoch auf die besondere Si- 
tuation Deutschlands als größter „Nettozahler 1 ' der 
Gemeinschaft hin. Frühzeitig vor der 1999 anstehen- 
den Überprüfung der Gemeinschaftsfinanzen müsse 
- insbesondere angesichts der wirtschaftlichen Situa- 
tion Deutschlands nach der Wiedervereinigung - auf 
eine für alle Mitgliedstaaten gerechtere Neuformulie- 
rung des Eigenmittelsystems der Gemeinschaft hin- 
gewirkt werden. Des weiteren müsse die Sonderrolle 
Großbritanniens, die auf Dauer in der bisherigen 
Form von den übrigen Mitgliedstaaten im Sinne einer 
gerechten Lastenverteilung nicht hingenommen wer- 
den könne, neu überdacht werden. Ein erster Schritt 
auf dem Weg zu einer Verbesserung der finanziellen 
Situation der Gemeinschaft, sei die Einhaltung einer 
strikten Haushaltsdisziplin in allen Bereichen. Dazu 
zählten u. a. die kritische Prüfung neuer Programme 
unter konsequenter Anwendung des Subsidiaritäts- 
prinzips sowie die Überprüfung der Gehaltsstruktu- 
ren der Bediensteten der Europäischen Union. 


Bonn, den 15. März 1995 


Hans Georg Wagner Wilfried Seibel 

Berichterstatter 
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